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Wirtschafts- und Sozialpolitik

Vorbemerkung

Der hier veröffentlichte Beitrag von Dr. Markus 
Grapka und Dr. Volker Meinhardt ist auf die Über-
legung zugespitzt, durch eine Neugestaltung der 
Rentenfi nanzierung Altersarmut zu vermeiden 
und damit auch größere Verteilungsgerechtigkeit 
herzustellen.

Hintergrund dieser Überlegungen ist die Ein-
sicht, dass das Rentenniveau in 20 Jahren deut-
lich niedriger ausfallen wird als für die meisten 
heutigen Rentenbezieher: Für eine steigende An-
zahl an Personen wird aus den unterschiedlichs-
ten Gründen (z.B. unstetige Erwerbsverläufe, ge-
ringe Einkommen führen selbst bei langandau-
ernder Erwerbstätigkeit zu niedrigen Anwart-
schaften) eine Rente erreicht, die im Bereich des 
Existenzminimums liegt. 

Eine wesentliche Ursache für das sinkende 
Rentenniveau wird darin gesehen, dass sich die 
Rentenpolitik heute im Unterschied zur Vergan-
genheit nicht mehr vorrangig an der Aufrechter-
haltung eines hohen Leistungsniveaus (Lebens-
standardsicherung) orientiert, sondern in erster 
Linie an der Beitragsstabilität.

Um Altersarmut zu vermeiden und größere 
Verteilungsgerechtigkeit herzustellen, schlagen 
die Autoren deshalb Folgendes vor:

Alle Bürger ab dem 18. Lebensjahr zahlen in 
Abhängigkeit von ihrem individuellen Erwerbs-
einkommen in die Rentenversicherung ein. Die 
paritätische Finanzierung bleibt bei Erwerbstä-
tigkeit bestehen. Dieser Vorschlag folgt den Über-
legungen, die bisherige Rentenversicherung in 
eine Bürgerversicherung zu überführen.

Da die Aufhebung der Beitragsbemessungs-
grenze vorgesehen ist, können sich Personen mit 
hohem Einkommen nicht mehr wie bisher der 
Solidarität entziehen. Zwar bleibt aus verfassungs-

rechtlichen Überlegungen das Äquivalenzprinzip 
nach wie vor bestehen, allerdings haben die 
 Rentenleistungen bei steigender Rentenhöhe 
 einen regressiven Verlauf. Dies ist ein Kernele-
ment der verteilungspolitischen Überlegungen der 
Autoren.

Armutsvermeidung wird erzielt, indem Per-
sonen ohne oder mit einem geringen Einkom-
men eine Mindestrente ohne Bedürftigkeitsprü-
fung erhalten, die deutlich über der bisherigen 
Grundrente mit Bedürftigkeitsprüfung liegt. 
Wenn diese Mindestrente nicht durch Eigenbei-
träge der Leistungsbezieher erzielt werden kann, 
müssen zur Aufstockung der Fehlbeträge Steuer- 
oder Beitragsmittel herangezogen werden. Letzt-
lich bedeutet dies, dass Personen mit hohen Ein-
kommen einen Solidarbeitrag leisten müssen.

Um eine höhere Verteilungsgerechtigkeit in 
Abhängigkeit von der Haushaltskonstellation zu 
erreichen, wird ein Splitting des Einkommens 
 innerhalb eines zusammenlebenden Paares vor-
geschlagen, was in diesem Modell in Abhän-
gigkeit von der Einkommenssituation auch zu 
größerer Verteilungsgerechtigkeit zwischen Ehe-
paaren und Ledigen führt. 

Die Darstellung der Autoren beruht auf Si-
mulationsberechnungen, die auf der Basis des 
 Soziökonomischen Panels durchgeführt wurden. 
Die ermittelten Daten werden in diesem Bericht 
in Tabellenform wiedergegeben. Wir bedanken 
uns an dieser Stelle ganz ausdrücklich bei Markus 
Grapka und Volker Meinhardt für die konstruk-
tive Zusammenarbeit.

Peter König                                        René Bormann  

Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik
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1.  Einleitung

Hauptziel eines gesetzlich regulierten Systems der 
Alterssicherung ist es, den Lebensunterhalt aller 
Personen, die aus Alters- oder Invaliditätsgrün-
den am Erwerb von Einkommen gehindert sind, 
in ausreichendem Maße zu sichern. Das Erreichen 
dieses Ziels ist im gegenwärtigen System der Al-
terssicherung in der Bundesrepublik Deutschland 
vor dem Hintergrund der demographischen, öko-
nomischen (vor allem der Arbeitsmarkt- und Ent-
lohnungsprobleme) und gesellschaftlichen Ver-
änderungen gefährdet.

Mit der Einführung des Altersvorsorgeanteils 
als Anhängsel der Riester-Rente und dem Nach-
haltigkeitsfaktor wurde im deutschen Renten-
versicherungssystem von dem bis dahin vor-
herrschenden defi ned benefi ts System zu einem 
defi ned contributions System übergegangen. Von 
der Zielgröße eines bestimmten Rentenniveaus 
wurde abgegangen und zu der Zielgröße eines 
normativ festgelegten Beitragssatzes übergewech-
selt. Auf Grund dieser in die Rentenformel ein-
gebauten reduzierten Dynamisierung der Ren-
tenansprüche ergab sich ein geringeres Renten-
niveau. Diese Entwicklung wird sich auch in den 
folgenden Jahren fortsetzen. So wird das Renten-
niveau vor Steuern von 52,1% im Jahre 2005 auf 
42,5% im Jahre 2030 sinken. 

Verstärkt wird diese Entwicklung durch eine 
strukturelle Veränderung bei den Erwerbsperso-
nen – weg vom sozialversicherungspfl ichtigen 
Vollzeitarbeitsverhältnis hin zu so genannten aty-
pischen Erwerbsformen, wie Soloselbstständigkeit, 
geringfügiger Beschäftigung oder Teilzeitarbeit – 

sowie durch Instabilitäten auf dem Arbeitsmarkt 
(weiterhin hohe Arbeitslosigkeit) und einer 
schwachen Lohnentwicklung. Des Weiteren wird 
durch den Übergang zur nachgelagerten Besteue-
rung von Renten das Nettorentenniveau weiter 
absinken. All diese Momente dürften in Zukunft 
zu einem Anstieg der Altersarmut führen. Schät-
zungen gehen davon aus, dass in der Zukunft 
mehr als 35 Erwerbsjahre mit einer durchschnitt-
lichen Entlohnung benötigt werden, um eine Ab-
sicherung im Alter zu erreichen, die oberhalb der 
Sätze der Grundsicherung für Ältere liegt. Trotz 
jahrzehntelanger Beitragszahlung besteht die Ge-
fahr einer unzureichenden Höhe der Altersruhe-
gelder von Versicherten mit kleineren und mitt-
leren Verdiensten, aber erst recht bei Personen 
mit wiederholten Lücken im Erwerbsverlauf, zum 
Beispiel aufgrund von Arbeitslosigkeit. Eine sol-
che Entwicklung würde die Legitimität eines auf 
Beitragszahlung basierenden Alterssicherungssys-
tems in Frage stellen.

In dieser Arbeit werden die Grundstrukturen 
und fi nanziellen Konsequenzen eines universel-
len Alterssicherungssystems zur Reduktion des 
Problems von Altersarmut entwickelt und erar-
beitet. Wunsch der Auftraggeber war, die bisher 
bestehende Äquivalenzbeziehung zwischen Bei-
tragszahlung und Anspruchserwerb nicht voll-
ständig aufzulösen. Möglich wäre ein Mindest si-
cherungssystem auch mit einer Mindestbeitrags-
zahlung ohne eine Äquivalenzbeziehung zwischen 
Beitragshöhe und Anspruch.
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2.  Wandel erzwingt Reformen

wird von vielen als eine ökonomische Überfor-
derung der Wirtschaft angesehen. Stiegen die 
Lohnkosten stark und sinke deshalb die Kon-
kurrenz fähigkeit im internationalen Wettbewerb, 
so könnten sich negative Beschäftigungseffekte 
ergeben. Eine Schwächung der Konkurrenzfä-
higkeit konnte in den letzten Jahren empirisch   
nicht nachgewiesen werden; die Bundesrepublik 
Deutschland ist weiterhin Exportweltmeister.

Die Fortsetzung der bisher eingeschlagenen 
Wege zur Fixierung des Beitragssatzes der gesetz-
lichen Rentenversicherung auf eine normativ 
festgelegte Höhe, birgt die Gefahr einer weiteren 
Senkung der Rentenniveaus in der GRV. Ob es ge-
lingt, diese Senkung durch die private Vorsorge 
auszugleichen, ist fraglich, da insbesondere ein-
kommensschwache Gruppen bislang seltener pri-
vate Altersvorsorgeverträge abschließen als obere 
Einkommensbezieher und damit ihr Risiko für 
Altersarmut zusätzlich erhöhen.1 Kapitalfun -
dierte Renten sind zudem kurzfristigen Rendite-
schwankungen unterworfen. Problematisch ist 
zudem, dass immer weniger junge Menschen die 
Zinsen für das Altersvorsorgevermögen erwirt-
schaften müssen. Hinzu kommt, dass die Arbeit-
geberseite von der Verpfl ichtung zur solidarischen 
Beteiligung an den Kosten der ergänzenden Al-
tersvorsorge verschont bleibt.

Der Erfolg einer weiteren Heraufsetzung der 
Altersgrenze für den Ruhestand ist letztlich von 
der Situation auf dem Arbeitsmarkt abhängig. 
Können ältere Arbeitnehmer nicht bis zur herauf-
gesetzten Altersgrenze arbeiten, bedeutet dies für 
sie faktisch eine niedrigere Altersversorgung, d.h. 
eine Kürzung der Rente.

Der bisher erfolgte Paradigmenwechsel in der ge-
setzlichen Rentenversicherung (GRV) – Beitrags-
stabilität statt Niveausicherung – ist der Versuch, 
auf die auf die Alterssicherung einwirkenden 
Kräfte und künftigen Herausforderungen zu rea-
gieren. Zu nennen sind
• die demographischen Veränderungen und 
• der wirtschaftliche und gesellschaftliche Wan-

del.
Die demographisch bedingten Veränderungen 
der Bevölkerungsstruktur bedrohen langfristig 
massiv die fi nanzielle Stabilität der Alterssiche-
rung. Bis zum Jahre 2050 werden aufgrund der 
anhaltend geringen Geburtenrate immer weniger 
junge Leute in das Erwerbsalter hineinwachsen, 
andererseits wächst der Kreis der Älteren wegen 
der steigenden Lebenserwartung. Ab dem Jahr 
2020 ist mit einem starken Rückgang der Bevöl-
kerung im Erwerbsalter – und damit mit der Zahl 
der Beitragszahler in der GRV – zu rechnen. 

Gemildert wird der Einfl uss der veränderten 
Altersstruktur auf die fi nanzielle Entwicklung der 
Alterssicherung durch die künftig steigende Er-
werbsbeteiligung der Bevölkerung. Die Lebensar-
beitszeit verlängert sich aufgrund der gesetzlichen 
Erhöhung der Regelaltersgrenzen und die Er-
werbsbeteiligung der Frauen im mittleren Lebens-
alter nimmt voraussichtlich weiterhin zu. Trotz-
dem ist absehbar, dass in der Gesetzlichen Ren-
tenversicherung langfristig immer weniger Bei-
tragszahler einen immer größer werdenden Ren-
tenbestand fi nanzieren müssen.

Dieses Problem kann nur durch Beitragssatz-
steigerungen und/oder Leistungskürzungen ge-
löst werden. Eine weitere Beitragssatzsteigerung 

1 Vgl. Axel Börsch-Supan, Anette Reil-Held und Daniel Schunk (2007): The Savings Behaviour of German Households: First Experiences 
with State Promoted Private Pensions. Mannheim Research Institute for the Economics of Ageing (MEA), Nr. 136.
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Durch die veränderten Bedingungen auf dem 
Arbeitsmarkt ist das Berufsleben von immer mehr 
Menschen durch Arbeitslosigkeit, Umschulung 
und nicht oder unzureichend versicherten Be-
schäftigungen geprägt. Viele wechseln vom so 
genannten Normalarbeitsverhältnis in – zum Teil 
arbeitnehmerähnliche – Selbstständigkeit oder 
neue Formen freiberufl icher Tätigkeit. Das Ein-
kommen ist hier häufi g nicht hoch genug, um 
eine aus reichende private Altersvorsorge aufzu-
bauen.  Das bestehende Alterssicherungssystem, 
das im Grundsatz auf der Basis durchgehender 
 Erwerbs- und Versicherungsverläufe die Höhe der 
Altersrente bestimmt, kann unter diesen Bedin-
gungen zunehmende Armut im Alter nicht ver-
hindern und das Ziel der Lebensstandardsiche-
rung noch weniger gewährleisten.

Hinzu kommt, dass immer mehr jüngere 
Menschen die überkommene Arbeitsteilung zwi-
schen den Geschlechtern nach dem Leitbild der 

„Versorger-Ehe“ ablehnen. Dies zeigt sich auch in 
der zunehmenden Bedeutung von nicht eheli-
chen Lebensgemeinschaften oder in der zuneh-
menden Bedeutung von Alleinerziehenden-Haus-
halten. Frauen streben heute eine eigenständige 
Teilhabe am Erwerbseinkommen sowie an den 
Leistungen des Alterssicherungssystems an. Aber 
die mangelnde Vereinbarkeit von Berufs- und Fa-
milienarbeit führt zu unterbrochenen und durch 
Teilzeitarbeit geprägten Erwerbsverläufen mit 
entsprechend niedrigen Erwerbseinkommen und 
unzureichenden eigenen Rentenansprüchen. Vor 
dem Hintergrund veränderter Erwerbs- und Fa mi-
lienbiographien erscheint daher eine Reform der 
Hinterbliebenenversorgung mit einer Abkehr vom 
bisherigen Witwen-/Witwerrentensystem an ge-
bracht. Es steht vielmehr im Widerspruch zur For-
derung nach einer eigenständigen, ausreichenden 
Alterssicherung für Frau und Mann – unabhängig 
von Ehe und gegebenenfalls Scheidung. 
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Eine Veränderung des gegenwärtigen Alterssiche-
rungssystems in ein universell ausgestaltetes Al-
terssicherungssystem, das eine Mindestrente ge-
währleistet, bietet die Chance, die Lücken und 
Mängel der gegenwärtigen Alterssicherung zu be-
seitigen.

Folgende Ziele sollten mit einem solchen 
Sys tem erreicht werden:
• Solidarität und Gerechtigkeit zwischen und 

innerhalb der Generationen,
• Vermeidung von Altersarmut, 
• Beibehaltung der paritätischen Beitragsfi nan-

zierung,
• Eigenständigkeit der Rentenansprüche.
Die Eckpunkte dieses universellen Alterssiche-
rungssystems könnten sein: 
1. Angestrebt wird eine individuelle Versiche-

rungspfl icht, die sich auf die gesamte Wohn-
bevölkerung vom vollendeten 18. Lebensjahr 
an bis zum Rentenbeginn erstreckt. Beamte, 
politische Mandatsträger, alle Selbstständigen 
und Nichterwerbstätige wären somit ebenfalls 
versicherungspfl ichtig. Für jede Person der be-
schriebenen Altersgruppe muss ein individu-
eller Beitrag entrichtet werden. Vorgesehen ist 
ein Mindesteigenbeitrag, der, bezogen auf das 
Jahr 2008, etwa 150 Euro pro Monat beträgt. 
Dies entspricht der Hälfte des Beitrages, mit 
dem nach den gegenwärtigen Regelungen eine 
Mindestrente von 800 Euro pro Monat (50 
Jahre Beitragszeiten) erzielt werden kann. Die 
andere Hälfte des Beitrages wird durch den Ar-
beitgeber gezahlt. Wenn der einzelne Versi-
cherte auf der Basis seiner Erwerbseinkünfte 

nicht in der Lage ist, diesen Mindestbeitrag zu 
leisten, dann wird der Eigenbeitrag aufge-
stockt. Die Zahlung erfolgt im Nachhinein 
und nur dann, wenn sich bei Rentenbeginn 
aus der Berücksichtigung aller Zeiten des An-
tragstellers ein Rentenbetrag von weniger als 
800 Euro pro Monat ergibt (Bezug das Jahr 
2008). Diese Aufstockung kann entweder aus 
Steuermitteln oder aus Beitragsmitteln geleis-
tet werden. In der Grundversion der folgenden 
Berechnungen wird von einer Steuerfi nanzie-
rung ausgegangen.

2. Die derzeit (2008) geltende Beitragsbemes-
sungsgrenze von 5.300 € / Monat (West) und 
4.500 € / Monat (Ost) entfällt. 

3. Für die Berechnung der Höhe der Rente gilt 
weiterhin eine Äquivalenz von Beitrag und 
Rente. Allerdings nur bis zu einer Rentenhö-
he, die dem 1,5 fachen der Durchschnittsrente 
(die Standardrente nach 45 Versichertenjah-
ren beträgt zum 1.1.2008 in Westdeutschland 
rund 1.182 €) entspricht. Für Beiträge, die zu 
einer höheren Rente führen, gilt eine stark re-
gressive Berechnung. Aus verfassungsrecht-
lichen Gründen wird auf eine vollständige 
Kappung der Rentenansprüche wie in der 
Schweiz jedoch verzichtet.

4. Angestrebt wird der Aufbau einer eigenstän-
digen und ausreichenden Anwartschaft für 
alle Mitglieder der Gesellschaft. Damit entfällt 
die Notwendigkeit einer abgeleiteten Hinter-
bliebenenversorgung. Es gilt jedoch ein Ver-
trauensschutz in der Übergangsphase.

3. Das universelle Alterssicherungssystem: 

 Ziele und Eckpunkte eines Reformmodells
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Im Folgenden sollen die fi nanziellen Konsequen-
zen eines derart strukturierten Modells berechnet 
werden. Im Rahmen dieser Arbeit kann kein um-
fassendes dynamisches Modell mit veränderter 
Bevölkerungsstruktur, sich verändernden Erwerbs-
verläufen und damit veränderten Rentenansprü-
chen aufgebaut werden. Analysiert werden die 
 fi nanziellen Konsequenzen am Status des Jahres 
2006, indem angenommen wird, dass das Min-
destrentenmodell bereits im Jahr 2006 existiert 
hätte.

Grundlage der Berechnungen sind die mit 
dem Sozio-oekonomischen Panel (SOEP) ermittel-
ten Daten über Art und Höhe der individuellen 
Einkünfte (eigene und abgeleitete Alterssiche-
rungsleistungen, staatliche oder private Transfers, 
Erwerbseinkommen und Kapitaleinkommen). 
Basis für die Simulationsrechnungen ist die Be-
völkerungsstruktur der Personen in Privathaus-
halten in Deutschland des Jahres 2007, mit deren 
Informationen zum Einkommen aus dem Vor-
jahr (2006). Das SOEP ist eine repräsentative Wie-
derholungsbefragung der Personen in privaten 
Haushalten, die seit 1984 jährlich bundesweit 
durchgeführt wird. Im Erhebungsjahr 2007 ste-
hen für mehr als 21.000 erwachsene Befragungs-
personen (ab 17 Jahren) Informationen zur Ver-
fügung. Der Vorteil des SOEP besteht darin, dass 
alle Bevölkerungsgruppen repräsentativ abgebil-
det werden und zudem detaillierte Einkommens-
informationen erhoben werden, die wesentliche 
Grundlage für die weiteren Berechnungen dar-
stellen. 

Die Berechnungen werden in zwei Schritten er-
stellt: 
• Als erstes ist der Kreis der Personen zu bestim-

men, der entweder eine Altersrente oder eine 
Invaliditätsrente bezieht. Der Kreis der Perso-
nen, die Alterseinkünfte beziehen, wird abge-
grenzt durch das Alter „65 und älter“. Die Inva-
liditätsrentner werden aus dem Kreis der Jün-
geren bestimmt. Für diese „Rentner“ wird die 
Höhe der eigenen und abgeleiteten Altersein-
künfte bestimmt und aufgestockt, falls diese 
Einkünfte die angestrebte Mindestrentenhöhe 
von 800 €  nicht erreichen.

• In einem zweiten Schritt ist der Kreis der Zah-
ler und deren möglicher Finanzierungsbeitrag 
zu bestimmen. Abgegrenzt wird der Zahlerkreis 
durch die Altersabgrenzung von 17 bis 65 Jah-
re. Ausgenommen sind Personen, die eine 
Frührente beziehen, da unterstellt wird, dass 
von Renteneinkünften kein Beitrag zu leisten 
ist. (Statt der im Modell vorgesehenen Alters-
grenze von 18 Jahren muss aus erhebungstech-
nischen Gründen die Abgrenzung 17 Jahre ge-
nommen werden.) 

Als Bemessungsgrundlage für den Finanzierungs-
beitrag werden die individuellen Erwerbseinkünf-
te herangezogen. Beitragssatz ist der des Jahres 
2006, d.h. 19,5%. Da im Modell eine paritätische 
Finanzierung unterstellt wird, hat das einzelne 
Individuum 9,75 % des individuellen Erwerbsein-
kommens als Beitrag zu zahlen. Liegt dieser Beitrag 
unter dem Betrag von 150,– € , wird der mög liche 
Aufstockungsbetrag bestimmt.

4.  Methodische Vorgehensweise
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5.1 Rentenaufstockungsbedarf

Insgesamt werden im SOEP 14,5 Mill. Personen 
erfasst, die älter als 65 Jahre sind, von diesen ver-
fügen 3,6 Mill. Personen (oder 25%) über Brutto-
einkünfte, die unter 800 € pro Monat liegen (Ta-
belle 1). Zieht man dagegen das im Haushalts-
kontext verfügbare Pro-Kopf-Nettoeinkommen 
heran, so übersteigt dieses für den größten Teil 
dieses Personenkreises den Betrag von 800 €. Bei 
den Einpersonen-Haushalten unterschreiten ca. 1 
Mill. (17%) von den 5,5 Mill. Einpersonen-Haus-
halten die 800 € Bruttogrenze (Tabelle 1a). Auch 
deren Nettoeinkommen erreichen nicht das ange-
strebte Sicherungsniveau von 800 € pro Monat. 

Grundsätzlich sind zwei Ausgestaltungsva-
rianten eines universellen Systems der Alterssi-
cherung mit einer Mindestrente vorstellbar, die 
sich bezüglich der Einbeziehung weiterer Ein-
kunftsarten bei der Anspruchsberechtigung un-
terscheiden. Zum einen könnte die Höhe eines 
möglichen Aufstockungsbetrages davon abhän-
gen, ob mit dem Konzept eine „echte“ Mindes t-
rente von 800 € erreicht werden soll, d.h. also 
nur die eigene und abgeleitete Rente aufgestockt 
werden soll, und demnach weitere Einkünfte 
nicht berücksichtigt werden. Alternativ würde 
ein Aufstockungsbetrag nur dann gewährt, wenn 
neben eigenen und abgeleiteten Renten auch 
weitere Einkünfte wie Kapitalerträge etc. nicht 
das angestrebte Mindestsicherungsniveau von 
800 € pro Monat erreichen. 

Im ersten Fall beträgt die Höhe des Aufsto-
ckungsbedarfs 16,7 Mrd. € pro Jahr. Rechnet man 
die für die Krankenversicherung der Rentner 
(KVdR) hinzukommenden Beiträge hinzu, dann 
ergibt sich ein Aufstockungsbedarf von 17,90 
Mrd. €. Im zweiten Fall, also unter Berücksichti-

gung weiterer Einkunftsarten, sind 13,2 Mrd. € 
zu leisten, allerdings werden in diesem Fall vor 
der Aufstockung Transfers, die nur auf Grund vor-
liegender Bedürftigkeit gezahlt werden – wie zum 
Beispiel das ALG II, Sozialhilfe, etc. –, von den 
Bruttoeinkünften abgezogen.

Der größte Teil des Aufstockungsbetrages 
(12,5 Mrd. € in Variante 1 bzw. 10,0 Mrd. € in 
Variante 2) ist an Personen in Ehe-/Paar-Haushal-
ten zu zahlen, obwohl das ausgewiesene Netto-
einkommen pro Kopf, nach einer haushaltsinter-
nen Umverteilung, den Betrag von 800 € über-
steigt. Der Aspekt der haushaltsinternen Umver-
teilung wird bei der vorliegenden Analyse aber 
vernachlässigt, da das Ziel des universellen Alters-
sicherungssystems mit Mindestrente eine indivi-
duelle Alterssicherung ist und damit unabhängig 
von der Familien- und/oder Haushaltskonstella-
tion sein soll. Insbesondere Ehe-/Frauen weisen 
aber häufi g aufgrund des in diesen Generationen 
vorherrschenden Male-breadwinner-Modell kei-
ne oder nur geringe eigene Rentenanwartschaften 
aufgrund von Kindererziehung und längeren 
Phasen von Hausarbeit auf, die so zu einem ver-
gleichsweise hohen Aufstockungsbetrag führen, 
um eine Mindestrente in Höhe von 800 € pro 
Monat zu erzielen. 

Bei Einpersonenhaushalten fällt der Aufsto-
ckungsbetrag zwar relativ etwas geringer aus, dies 
ist aber nach dem derzeit geltenden Recht vor 
allem der Hinterbliebenenversorgung geschuldet. 
Die Hinterbliebenenrenten machen bei den Per-
sonen mit einem Aufstockungsbedarf rund 26% 
des gesamten Bruttoeinkommens aus. Diese An-
sprüche werden im Fall eines universellen Alters-
sicherungssystems  durch selbst erworbene Ren-
ten ersetzt. Der Aufstockungsbetrag dürfte dann 
entfallen oder entsprechend niedriger ausfallen. 

5.  Ergebnisse 
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5.2 Beitragszahlung

Bestandteil der Überlegungen war, die Zahlung 
einer Mindestrente in ein universelles Alterssi-
cherungsmodell zu integrieren, damit alle Per-
sonen im Alter oder bei Invalidität auch Anspruch 
auf eine Mindestabsicherung haben. Dies bedeu-
tet, dass die gesamte Wohnbevölkerung nicht nur 
zum Kreis der Anspruchsberechtigten, sondern 
auch zum Kreis der Finanziers zählt. Ebenfalls in 
die Überlegungen einzubeziehen war, dass die 
bisher bestehenden Äquivalenzbeziehungen zwi-
schen Beitragszahlung und Anspruch weitestge-
hend bestehen bleiben sollten, also keine rein 
steuerfi nanzierte Grundsicherung getrennt von 
einer beitragsfi nanzierten Absicherung angestrebt 
werden soll.

Auf der Basis dieser Grundüberlegungen wird 
in diesem Modell unterstellt, dass jede Person ab 
dem 18. Lebensjahr einen Beitrag in Höhe des je-
weils geltenden Beitragssatzes von seinem indi-
viduellen Erwerbseinkommen zu zahlen hat. 
Wenn sich bei der Rentenbeantragung heraus-
stellt, dass die anzurechnenden Zeiten nicht aus-
reichen, um eine Rente in Höhe des angestrebten 
Betrages von (Basis: 2006) 800 €  pro Monat zu 
erreichen, dann werden die individuellen Beiträ-
ge vom Bund soweit aufgestockt, dass die Min-
destrentenhöhe erreicht wird. Auf der Basis der 
gegenwärtig geltenden aktuellen Rentenwerte ist 
ein Monatsbeitrag von ca. 300 €  pro Monat nö-
tig, um eine Rente von 800 €  pro Monat zu erzie-
len. Da weiterhin von einer paritätischen Finan-
zierung ausgegangen wird, beträgt der indivi-
duelle Mindestbeitrag somit 150 €  pro Monat.

Die bislang vom Bund gezahlten Beiträge für 
Kindererziehungszeiten werden weiter gezahlt 
und nicht auf den Mindestbeitrag angerechnet. 
Eine Anrechnung würde dazu führen, dass Müt-
ter gegenüber Frauen ohne Kinder keine Besser-
stellung erfahren.

Aus den SOEP-Daten wurden für die Bevöl-
kerung der 17- bis 65-Jährigen die individuellen 
Einkommen sowohl der Art als auch der Höhe 
nach ermittelt. Auf der Basis der individuellen 
 Erwerbseinkommen wurden mit dem 2006 gel-
tenden Arbeitnehmer-Beitragssatz von 9,75% die 

Höhe der zu leistenden Beiträge ermittelt. Dabei 
wurden die Einkommen ohne Begrenzung erfasst, 
da unterstellt wurde, dass  die bislang existieren-
de Beitragsbemessungsgrenze entfällt. Allerdings 
ist davon auszugehen, dass die Beitragseinnah-
men in der obersten Einkommensklasse (9.000 € 

und mehr pro Monat) untererfasst werden. Das 
Beitragsaufkommen beläuft sich für den Arbeit-
nehmeranteil auf 113,82 Mrd. €  pro Jahr (Ta -
belle 2).

Zusätzlich erfasst wurde der Aufstockungsbe-
darf für die Personen, deren Beitragsleistung klei-
ner ist als die für die Mindestrente notwendige 
Höhe von 150 € . Müssten die Beiträge auf diesen 
Mindestbeitrag aufgestockt werden, dann wäre 
allein für den Arbeitnehmeranteil ein Beitrags-
volumen von 32,7 Mrd. €  notwendig.

Erfasst wurden knapp 51 Mill. Personen im 
Alter von 17 bis 65. Für 27 Mill. von ihnen wäre 
eine Aufstockung der Beiträge notwendig. Bei 
verheirateten Personen sind ein Drittel der Per-
sonen, vor allem Ehefrauen, betroffen, bei den 
unverheirateten müsste für  18 von 29 Mill., d.h. 
für mehr als 60%,  eine Aufstockung der Beiträge 
erfolgen. Allerdings immer nur dann, wenn in 
den Folgejahren nicht ausreichende Ansprüche 
aufgebaut werden. Davon kann man aber gerade 
bei Jugendlichen, die noch in der Ausbildung 
sind, ausgehen. Von den 10 Mill. Ehepaaren sind 
in 7 Mill. Fällen die Ehefrau von einer Beitrags-
aufstockung betroffen, wenn das jeweilige indi-
viduelle Erwerbseinkommen  zur Basis genom-
men wird. Allerdings wird für nahezu alle Ehe-
paare über eine interne Umverteilung ein Pro-
Kopf-Nettoeinkommen von über 1.000 €  pro 
Monat ausgewiesen. Will man in diesen Fällen 
die Individualität aufgeben und dem Ehepaar 
eine Beitragspfl icht für beide Partner auferlegen, 
dann würde die Zahl der Betroffenen um gut         
7 Mill. Personen  geringer sein  und das Volumen 
der Beitragsaufstockung um 28%, d.h. um 9,2 
Mrd. €  sinken. 

Die hier ausgewiesenen Euro-Beträge als Bei-
tragsaufstockung gelten nur für den Fall, dass in 
allen weiteren Lebensjahren keine höheren Bei-
träge gezahlt werden. Die Analyse der gegenwär-
tigen Rentenzahlungen hat ergeben, dass nur ein 
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Betrag in Höhe von 18,5 Mrd. €  nötig ist, die 
Renten auf den Mindestbetrag von 800 €  aufzu-
stocken, d.h. offensichtlich bleibt nur ein Teil 
dieses Personenkreises dauerhaft in der Phase, in 
der eine Beitragsaufstockung zum Erreichen der 
Mindestrente notwendig ist. Daher wird im Fol-
genden von einem Aufstockungsbedarf für Per-
sonen im Alter von mehr als 65 Jahren dieser 
Höhe ausgegangen.

Aus den SOEP Daten können Frührentner, 
d.h. Rentner die jünger als 65 Jahre sind, nicht 
eindeutig identifi ziert werden. Daher wurde ver-
sucht, diesen Personenkreis der Frührentner mit 
Hilfe von 3 Indikatoren zu identifi zieren: eigener 
Rentenbezug, Schwerbehinderung und geringe 
(unter 600 € ) Erwerbseinkünfte. Dieser Personen-
kreis leistete einerseits keine Beiträge und ande-
rerseits wurden die Renten auf 800 €  aufgestockt. 
Rein rechnerisch ergibt sich für diesen Personen-
kreis ein Aufstockungsbedarf von 7,66 Mrd. € 

(einschließlich des KVdR-Beitrages). Dies scheint 
uns im Vergleich zu dem oben errechneten Be-
trag für die Personen oberhalb von 65 Jahren 
hoch. Da wir aber keine anderen Belege für eine 
Abschätzung haben, gehen wir im Folgenden von 
diesem Betrag aus. Insgesamt ergibt sich somit für 
Ältere, Rentner und Frührentner zusammen ein 
Aufstockungsbedarf von 25,6 Mrd. €  (17,90 Mrd. € 
plus 7,66 Mrd. € ). Die Personen, die nicht den 
 Kriterien eines Rentenbezuges unterliegen, wer-
den zum Kreis der Erwerbstätigen gezählt. Ihre 
 Beitragsleistung ist in den oben angegebenen 
113,8 Mrd. €  an Beiträgen enthalten.  

Als Bemessungsgrundlage für die Berech-
nung der Beiträge wurden die individuellen Er-
werbseinkommen gewählt. Gegen eine Hinzu-

rechnung der Kapitaleinkünfte in die Bemes-
sungsgrundlage spricht, dass mit einer Verbei-
tragung der Kapitaleinkünfte die zukünftigen 
Alterseinkünfte geschmälert werden. Vor allem 
dann, wenn diese mit dem vollen Beitragssatz 
 belegt werden. Eine Alternativrechnung mit Ein-
beziehung der Kapitaleinkünfte ergibt ein um      
2 Mrd. €  höheres Beitragsvolumen der Versi-
cherten, bei einem Beitragssatz von 9,75%. Bei 
einer Belastung mit dem vollen Beitragssatz ergä-
ben sich damit 4 Mrd. € . Wird statt der hier ver-
wendeten SOEP Daten auf die in der VGR ausge-
wiesenen Vermögenserträge der privaten Haus-
halte zurückgegriffen, dann ergibt sich ein Bei-
tragsaufkommen, das etwa doppelt so hoch ist. 
Hierbei muss aber angemerkt werden, dass in der 
VGR auch die privaten Organisationen ohne Er-
werbszweck enthalten sind. Zudem werden in der 
VGR periodengerecht auch Zinserträge auf Versi-
cherungen dem privaten Sektor zugeschlagen, 
obwohl diese i.d.R. reinvestiert werden und erst 
bei Auszahlung der Versicherungsleistung als Ein-
kommen bei den privaten Haushalten gezählt 
werden. Aus diesen Gründen ist nur von einem 
geringfügig höher zu erwartenden Beitragsauf-
kommen als im SOEP ausgewiesen auszugehen.

Die folgende Tabelle gibt die Struktur der 
Einnahmen der universellen Rentenversicherung 
für den Status quo und den Modellstatus wieder. 
Für den Status quo wurden die beiden Jahre 2006 
und 2007 dargestellt, weil im Jahr 2006 Sonder-
maßnahmen wirksam waren, die die Einnahme-
entwicklung gegenüber anderen Jahren verzerr-
ten. Hier wurden die Sondereffekte herausgerech-
net, damit passen sich die Einnahmen in die Ent-
wicklung ein. 
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Tabelle 2: Einnahmen der Rentenversicherung (in Mrd. €)

2007 2006 Modell

Beiträge der Arbeitnehmer und Arbeitgeber 152.832 143.860 227.640

Beiträge für Kindererziehung 11.548 11.393 11.393

Allgemeiner Bundeszuschuss 38.080 37.446 37.446

Zusätzlicher Bundeszuschuss 17.864 17.463 17.463

Bundeszuschuss an die KnV 6.273 6.449 6.449

Aufstockungsbeitrag für Mindestsicherung der versicherten
Bevölkerung

25.560

Sonstige Beiträge 10.346 16.292 11.800

Sonstige Einnahmen 1.346 1.196 1.200

Gesamteinnahmen 238.289 234.099 338.950
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Die Einbeziehung aller Personen in die Beitrags-
pfl icht erhöht die Einnahmen der Rentenversi-
cherung um gut 105 Mrd. €  pro Jahr. Diesen 
Mehreinnahmen stehen allerdings auch Mehr-
ausgaben gegenüber. Rund 25 Mrd. €  (Tabelle 2) 
sind notwendig, um die angestrebte Mindest-
sicherung zu begleichen. Die Ausweitung des 
 Personenkreises und der Bemessungsgrundlage 
(Wegfall der Beitragsbemessungsgrenze) auf der 
Einnahmeseite hat auch Konsequenzen für die 
Ausgabenseite.

Die Auswertung der SOEP Daten ergibt, dass 
ca. 3,1 Mill. Personen Erwerbseinkommen erzie-
len, die oberhalb der im Jahr 2006 geltenden 
 Beitragsbemessungsgrenze liegen. Da angedacht 
war, die Äquivalenz von Leistung und Renten-
anspruch für diesen Personenkreis aufzulösen, 
wurde für diese Versicherten pauschal eine Er-
höhung der bisherigen Maximalrente um 50% 
(1.175 €  pro Monat ) unterstellt. Dies verursacht 
Kosten in Höhe von ca. 22,2 Mrd. €  pro Jahr (Ta-
belle 3). 

Die Einbeziehung aller Personen in den Ver-
sichertenkreis hat zur Konsequenz, dass auch die 
Beamten und die Selbstständigen einen Beitrag 
zahlen müssen und einen Rentenanspruch er-
werben. Für die Bewertung des möglichen Ren-
tenanspruchs der Beamten wurden die gegen-
wärtigen Pensionszahlungen herangezogen. Im 
Jahr 2006 wurden 43,52 Mrd. €  als Pension aus-
gezahlt. Teilt man die Pensionszahlungen auf in 
einen „Rentenanspruch“ analog zu den allgemei-
nen Arbeitnehmern und in einen „Betriebsren-
tenanspruch“ im Verhältnis 60:40, dann sind als 
allgemeine Renten für die ehemaligen Beamten 
26,1 Mrd. €  aus den Beitragseinnahmen zu zah-
len. Den entsprechenden „Betriebsrentenanspruch“ 
in Anlehnung an die VBL bei Angestellten des öf-
fentlichen Dienstes werden weiterhin aus dem 
laufenden Staatshaushalt geleistet. 

Die potenziellen Rentenansprüche der Selbst-
ständigen zu beziffern ist schwierig. Selbststän-
dige verfügen in der Regel über Ansprüche aus 
der Rentenversicherung aus ihrer „Vorselbststän-

6.  Gesamtbetrachtung 

Tabelle 3: Ausgaben Rentenversicherung (in Mrd. €)

2006 Modell

Renten Status quo 212,42 212,42

KVdR 13,88 13,88

Sonstiges 9,24 9,24

Aufstockung Mindestrente – 16,73

Aufstockung Frührenten – 7,16

KVdR für Mindestrenten – 1,79

Rente für Beamte – 26,10

Rente für Selbstständige 15,00 

Aufhebung der BBG 22,00

Wegfall der Witwer/n Rente – - 35,00

Insgesamt 235,54 289,32
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digenzeit“. Entweder bleiben sie als freiwillig 
 Ver sicherte auch nach ihrer Pfl ichtbeitragszeit in 
der Rentenversicherung, wechseln in berufsstän-
di sche Versorgungswerke oder sind in keiner Wei-
se versichert. Ältere Selbstständige mit geringen 
Ansprüchen (unter 800 € ) sind auch unter der 
Personengruppe, die eine Aufstockung erfahren. 
Bei den jüngeren Selbstständigen nehmen wir an, 
dass 1 Mill. von ihnen Neumitglieder werden und 
somit Ansprüche aus der Rentenversicherung gel-
tend machen können – nicht gegenwärtig, aber 
später. Bei einem durchschnittlichen Renten-
punkt von 1,2 pro Jahr sind somit 15 Mrd. €  an 
diese Personengruppe zu leisten.  

Die Neukonstruktion der Rentenansprüche 
hat aber auch Einsparungen zur Folge. Neben den 
Ausgaben für die Grundsicherung für Ältere und 
Erwerbsgeminderte, die eingespart werden kön-
nen, da die Mindestrente die Absicherungsfunk-
tion übernimmt (3,2 Mrd. € ), ist vor allem an 
den Ausgabenblock für die Hinterbliebenen zu 
denken. Im Jahr 2006 wurden ca. 35 Mrd. €  für 
Hinterbliebenenrenten ausgezahlt, vor allem 
 Witwenrenten. Mit der Zuerkennung einer eige-
nen Mindestrente wird sich die Höhe der auszu-
zahlenden Witwen/r-Rente wegen der Anrech-
nung weiterer Einkommen erheblich reduzieren. 
Solche Einsparungen können aber erst verzögert 
wirken, da den Frauen/Witwen ein Vertrauens-
schutz während der Übergangszeit zuzubilligen 
ist. Eine relativ kurzzeitige Einsparung in Höhe 
von 15 bis 20 Mrd. dürfte keine zu optimistische 
Schätzung sein.

Ein weiterer Vorteil dieses Modells besteht 
darin, dass die gesamte erwachsene Bevölkerung 
durch die quasi Pfl ichtmitgliedschaft in der GRV 
auch einen Anspruch auf eine Erwerbsunfähig-
keitsrente erwerben würde. Insbesondere Selbst-
ständige, aber auch bislang nicht versicherte er-
werbslose Verheiratete, würden hiermit einen 
zusätzlichen Schutz erlangen. 

Insgesamt ergibt sich durch die Umstellung 
auf ein universelles Alterssicherungssystem eine 
erhebliche Umstrukturierung auf der Finanzie-
rungsseite. Der Bund hat ca. 26 Mrd. €  für die 
Mindestsicherung aufzubringen (hierbei muss 
aber auch bedacht werden, dass die Ansprüche 
der Beamten an eine vergleichbare Betriebsrente 

z.B. als VBL auch vom Staat mitzufi nanzieren 
wäre). Die Ausweitung des Personenkreises und 
der Bemessungsgrundlage führt zu 84 Mrd. € 
Beitragsmehreinnahmen.

Nach Gegenrechnung der zusätzlichen Aus-
gaben und der sich ergebenden Einsparungen 
bleiben mittelfristig Mehreinnahmen in Höhe  
(je nach dem Einsparpotenzial bei der Hinterblie-
benenrente) von 40 bis 50 Mrd. € . Dieses Ein-
sparpotenzial könnte für eine Senkung der Bei-
tragssätze um ca. 4 bis 5 Prozentpunkte genutzt 
werden.

Alternativ zu einer Senkung des Beitragssat-
zes in der GRV könnten die Mindestsicherungs-
leistungen auch innerhalb des GRV-Systems 
durch die Beiträge der Versicherten fi nanziert 
werden. Es ist daher eine politische Frage, ob die-
se Transferleistung über das Steuersystem oder 
innerhalb des Sozialversicherungssystems um-
verteilt wird. Da durch die neu zu gestaltende 
GRV die gesamte erwachsene Wohnbevölkerung 
versichert wäre, würde eine höhere Verteilungs-
gerechtigkeit gegenüber dem Status Quo auch 
durch eine systeminterne Umverteilung erzielt. 
Allerdings würde sich in diesem Fall der Spiel-
raum für eine Beitragssatzsenkung auf ca. 2–3 
Prozentpunkte verringern.

Würde die Mindestsicherungsleistung über 
das Steuersystem fi nanziert, hätte dies zur Folge, 
dass parallel zu einer Senkung des Beitragssatzes 
auch der Mindestbeitrag sinken würde. Bei einer 
Senkung um ca. 4 Beitragspunkte könnte der 
Mindestbeitrag auf ca. 250 Euro gesenkt werden. 
Der entsprechende Mehrbedarf müsste dann über 
einen geänderten Einkommensteuertarif oder 
über indirekte Steuern fi nanziert werden. Insge-
samt werden damit die Versicherten auf der Bei-
tragsebene proportional entlastet und durch 
Steuern progressiv zum Einkommen belastet. 
Wenn eine Grundsicherung zum sozialen Ver-
ständnis einer Gesellschaft zählt, dann ist eine 
Finanzierung über eine Steuer im Rahmen der 
Umverteilung adäquater als eine in weiten Teilen 
proportionale „Versicherungsfi nanzierung“. 

Neben der gesamtwirtschaftlich vorteilhaften 
Wirkung eines abgesenkten Beitragssatzes in 
einem universellen Alterssicherungssystem ins-
besondere im Hinblick auf die Arbeitsmarkt-
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wirkungen sind aber auch zentrale Übergangs-
probleme zu nennen. Neben den allgemein im-
mer wieder aufgeführten verfassungsrechtlichen 
Bedenken eines Einbezugs von Beamten in eine 
universelle Alterssicherung, kommt es durch die 
Einbeziehung von Selbstständigen und Freiberuf-
lern zu einer faktischen Aufl ösung bisheriger Son-
dersysteme der berufständischen Versorgungs-
werke. Die bisher erworbenen Anwartschaften 
(Beamtenpensionen bzw. berufständische Ver-
sorgung) unterliegen zum Teil verfassungsrecht-
lichen Schutz. Ein zentrales Problem ist daher die 
Überführung dieser Sondersysteme in eine neue 
Welt der universellen Alterssicherung. 

Ein wesentlicher Kritikpunkt gegen dieses 
hier vorgeschlagene Modell einer universellen 
Rentenversicherung mit Mindestsicherung be-
steht in der Beitragsbelastung zwischen verhei-
rateten und unverheirateten Personen. Durch die 
Individualisierung der Beitragszahlung können 
bei bestimmten Haushaltskonstellationen auf 
den ersten Blick gesamtgesellschaftlich „unfaire“ 
Beitragslasten entstehen. Bei einem Ehepaar, bei 
dem eine Person dauerhaft keiner Erwerbstätigkeit 
nachgeht, wird die Mindestsicherung vollständig 
vom Staat oder der Versichertengemeinschaft ge-
tragen. Solange der andere Ehepartner über nur 
geringe oder durchschnittliche Einkommen ver-
fügt, ist damit dem Kernziel des Modells, der Ver-
hinderung von Altersarmut, Folge geleistet. Ver-
fügt der andere Ehepartner aber über ein weit 
überdurchschnittliches Einkommen, so ist der 
gesamte Haushalt nicht notwendigerweise im 
 Alter von Armut betroffen – ein sozialer Ausgleich 
durch die Mindestsicherung daher nicht not-
wendig. Dem steht aber der überproportionale 
Finanzierungsbeitrag des Ehepartners mit dem 
überdurchschnittlichen Einkommen gegenüber, 
d.h. der erwerbstätige Ehepartner stellt ein Netto-
zahler für die GRV dar und leistet damit implizit 
einen Beitrag auch für einen nichterwerbstätigen 
Ehepartner. 

Dem Problem der unterschiedlichen Bei-
tragsbelastung von ledigen und verheirateten 

Personen könnte z.B. durch ein Splitting des Ein-
kommens innerhalb eines Ehepaares gelöst wer-
den. Die Höhe des Beitrags zur GRV würde sich 
dementsprechend an dem gesplitteten Einkom-
men orientieren. Alternativ könnte auch der nach 
dem BGB geltende Unterhaltsanspruch für Ehe-
partner als Einkommen bei nichterwerbstätigen 
Verheirateten als Bemessungsgrundlage für den 
Mindestbeitrag zur GRV herangezogen werden. 
Um eine höhere Beitragsgerechtigkeit zu erzielen, 
wäre es alternativ aber auch denkbar, das Modell 
des steuerlichen Ehegattensplittings aufzuheben 
und durch eine individuelle Besteuerung zu er-
setzen. Hiermit würde der erwerbstätige Ehe-
partner stärker zur Finanzierung des Gesamtsys-
tems herangezogen. 

Neben der Finanzierungsseite besteht aber 
auch ein Gerechtigkeitsproblem auf der Ausga-
benseite. Mit einer hier unterstellten Mindest-
rente von 800 Euro pro Monat kann Altersarmut 
bei einem Einpersonenhaushalt vermieden wer-
den. Leben zwei ältere Menschen mit Anspruch 
auf eine Mindestrente zusammen, so beliefe sich 
deren Haushaltsreinkommen entsprechend auf 
1.600 Euro (2 x 800 Euro). Es bestehen aber Ska-
leneffekte durch das Zusammenleben von Per-
sonen in einem Haushalt. Diese Skaleneffekte 
werden z.B. bei der Bedarfsmessung bei der 
Grundsicherung im Alter berücksichtigt, d.h. die 
Grundsicherungsleistung sinkt mit zunehmender 
Haushaltsgröße. Es ist daher zu fragen, inwiefern 
es gerechtfertigt ist, auch zusammenlebenden äl-
teren Menschen die volle Mindestrente in Höhe 
von 800 Euro pro Person zu gewähren, oder ob 
bestehende Skaleneffekte berücksichtigt werden 
sollen, die zu einer reduzierten Mindestrente 
 führen würden. 

Insgesamt muss bei diesen Simulationsrech-
nungen nochmals auf die statische Berechnungs-
weise hingewiesen werden. Sowohl Verhaltens-
reaktionen der betroffenen Personen als auch die 
Problematik des Übergangs des bisherigen Sys-
tems in ein universelles Alterssicherungssystem 
sind nur näherungsweise abschätzbar.
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Tabelle 4: Individuelles Bruttoeinkommen von Personen im Alter bis zu 65 Jahren*

Brutto-
einkommen 

in Euro/
Monat 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 678 177.471

1<400 2 0 0 0 1 0 0 0 91 32 46 23 2 196 173 1016 8.451.247

400   –   450 14 1 0 0 3 0 0 0 116 74 169 34 9 421 387 1064 1.040.852

451  –   500 34 0 0 0 10 0 0 0 116 73 208 23 13 477 454 1059 935.986

501  –   550 40 0 0 0 3 0 0 0 104 77 246 30 27 527 497 986 993.954

551   –   600 27 3 0 0 2 0 1 0 126 137 224 33 23 575 542 879 951.271

601  –   650 58 0 0 0 6 0 1 1 141 112 238 31 33 622 591 980 906.614

651  –   700 42 0 0 0 7 0 4 0 141 154 260 31 33 673 642 1034 910.745

701   –   750 73 0 0 1 5 0 3 0 99 141 269 63 70 724 661 1014 800.167

751   –   800 92 0 0 0 4 0 1 0 135 113 339 26 65 775 749 976 783.594

800   –   850 73 2 0 0 11 0 0 0 101 138 432 35 32 824 789 1072 677.321

850   –   900 77 3 0 0 18 1 0 0 106 133 408 38 90 873 835 1067 590.401

900   –   950 78 3 0 5 10 1 0 0 100 150 479 64 35 924 860 1129 616.479

950   –   1000 226 0 0 18 6 0 2 0 92 88 458 50 33 974 924 1002 605.398

1000   –   1050 161 2 0 2 19 1 0 0 104 88 571 50 25 1023 973 1209 597.634

1050   –   1100 74 7 0 5 34 3 4 0 104 154 635 32 24 1076 1044 1141 572.706

1100   –   1150 112 4 0 5 12 0 9 0 72 84 779 43 2 1122 1079 1108 542.091

1150   –   1200 97 9 0 0 23 0 0 20 89 62 798 55 24 1176 1121 1260 640.695

1200   –   1250 109 6 0 2 16 9 4 1 86 40 880 40 28 1224 1184 1222 652.005

1250   –   1300 130 8 0 0 60 0 0 0 62 54 875 51 34 1273 1222 1211 578.310

1300   –   1350 61 1 13 0 20 4 0 0 98 130 913 44 40 1325 1281 1308 564.990

1350   –   1400 112 26 12 2 20 0 0 0 91 52 1017 30 13 1374 1344 1181 536.004

1400   –   1450 52 13 10 3 21 0 0 2 109 107 1058 27 19 1422 1395 1176 660.622

1450   –   1500 103 16 101 0 23 13 0 0 71 46 1053 35 13 1472 1437 1260 713.542

1500   –   1600 19 2 8 3 20 1 19 0 111 54 1230 55 29 1551 1496 1252 1.088.018

1600   –   1700 49 7 58 9 11 1 7 0 74 49 1317 46 23 1652 1606 1355 980.375

1700   –   1800 94 7 15 0 28 7 0 0 80 134 1332 35 16 1748 1713 1313 1.042.825

1800   –   1900 69 7 12 0 21 0 0 0 69 55 1564 38 10 1845 1807 1433 1.040.148

1900   –   2000 44 6 22 0 2 0 3 0 72 33 1678 78 14 1950 1872 1412 830.511

2000   –   2100 80 19 32 5 13 14 0 10 57 36 1700 75 2 2044 1969 1530 970.757

2100   –   2200 6 2 62 0 5 0 0 0 72 25 1905 63 15 2154 2091 1464 978.739

2200   –   2300 62 5 0 1 8 0 19 0 67 20 2002 53 15 2254 2201 1387 892.791

2300   –   2400 38 13 48 8 18 8 8 0 60 40 2048 46 21 2354 2308 1472 884.679
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2400   –   2500 18 9 21 0 4 0 0 0 60 15 2259 65 4 2455 2390 1490 895.666

2500   –   2600 65 3 76 0 2 0 0 0 55 12 2252 79 1 2545 2466 1531 992.702

2600   –   2700 17 2 22 0 1 0 8 0 56 7 2470 57 6 2646 2589 1528 874.415

2700   –   2800 14 11 110 4 18 0 0 0 71 5 2428 72 15 2749 2677 1584 949.474

2800   –   2900 5 10 6 4 9 1 0 0 64 16 2669 58 6 2847 2789 1706 854.021

2900   –   3000 9 1 16 0 2 0 0 0 95 21 2665 100 38 2948 2848 1673 606.906

3000   –   3200 16 2 9 2 5 0 0 0 67 12 2912 57 13 3096 3039 1649 1.738.477

3200   –   3400 3 2 11 0 1 0 0 0 72 3 3139 68 7 3306 3238 1786 1.377.715

3400   –   3600 23 1 22 0 6 0 1 0 88 3 3264 89 0 3499 3410 1859 1.005.902

3600   –   3800 16 20 10 0 25 0 0 11 87 3 3434 85 3 3693 3608 1933 980.051

3800   –   4000 21 13 17 3 0 0 0 0 74 8 3582 187 0 3904 3717 2069 786.988

4000   –   4200 6 8 17 0 1 0 18 4 88 2 3712 94 148 4098 4004 2073 833.652

4200   –   4400 6 9 22 0 0 0 0 0 100 5 4017 117 18 4294 4177 2143 574.515

4400   –   4600 7 0 15 1 0 0 0 14 88 1 4269 94 6 4496 4402 1982 549.962

4600   –   4800 0 0 2 0 0 0 0 0 63 2 4472 159 0 4699 4540 2292 397.624

4800   –   5000 1 5 11 0 1 0 0 0 72 7 4660 143 9 4909 4766 2397 382.655

5000   –   5250 
(BBG 2007)

20 27 0 5 10 0 0 0 66 3 4866 119 1 5118 4999 2427 508.127

5250   –   6000 9 18 11 4 0 0 5 0 82 17 5168 246 9 5568 5322 2506 971.397

6000   –   7000 6 0 11 1 0 0 11 0 108 3 6074 214 1 6429 6215 2741 808.248

7000   –   8000 34 59 14 5 0 2 0 0 109 2 6816 406 0 7447 7041 3328 472.017

8000   –   9000 6 0 0 0 1 0 0 0 90 0 7405 889 0 8392 7503 3679 298.650

9000   + 34 5 0 16 0 0 0 0 106 2 12009 1877 0 14049 12172 6157 603.728

Total 39 5 14 2 8 1 2 1 88 48 1786 89 17 2102 2013 1485 50.671.834

 * Ohne Personen mit Anspruch auf eine EU/BU-Rente.
 1. eigene Altersversorgungsansprüche aus GRV, GUV, Kriegsopferversorgung
 2. eigene Altersversorgungsansprüche aus Betriebsrenten (inkl. VBL)
 3. eigene Altersversorgungsansprüche aus Pensionen 
 4. eigene Altersversorgungsansprüche aus Privaten Renten 
 5. abgeleitete Altersversorgungsansprüche aus GRV, GUV, Kriegsopferversorgung
 6. abgeleitete Altersversorgungsansprüche aus Betriebsrenten (inkl. VBL)
 7. abgeleitete Altersversorgungsansprüche aus Pensionen 
 8. abgeleitete Altersversorgungsansprüche aus Privaten Renten 
 9. staatliche Transfers bestehend aus Kindergeld, Leistungen der Pfl egeversicherung, Wohneigentumsförderung, Erziehungsgeld, Bafoeg
 10. Mindestsicherung (Wohngeld, HLU, HBL, Grundsicherung im Alter, ALG II)
 11. individuelle Erwerbseinkommen 
 12. Kapitaleinkünfte (inkl. Vermietung & Verpachtung)
 13. private Transfers (inkl. gesetzliche Unterhaltszahlungen)
 14. Bruttoeinkünfte insgesamt
 15. Bruttoeinkünfte insgesamt exklusive Kapitaleinkünfte
 16. Haushalts-Nettoeinkommen pro erwachsene Person
 17. Hochgerechnete Zahl der Personen

Quelle: SOEP
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Tabelle 4a: Individuelles Bruttoeinkommen von EU-BU-Rentnern im Alter bis zu 65 Jahren*

Brutto-
einkommen 

in Euro/
Monat 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 907 14.777

1<400 17 0 0 0 0 0 0 0 48 67 52 20 0 204 184 813 351.201

400   –   450 103 0 0 0 38 0 0 0 84 82 77 20 18 422 402 863 28.749

451  –   500 178 0 0 0 0 0 0 0 58 119 79 8 36 479 471 842 39.419

501  –   550 155 0 0 0 0 0 0 0 20 157 90 16 83 522 506 713 26.340

551   –   600 195 1 3 0 0 0 0 0 25 242 56 60 0 581 521 777 77.469

601  –   650 346 0 0 0 0 0 0 0 21 181 38 17 21 625 608 819 81.731

651  –   700 535 0 0 0 47 0 0 0 15 27 27 22 0 674 652 898 65.272

701   –   750 581 0 0 52 0 0 0 0 22 56 7 12 0 730 718 850 106.706

751   –   800 537 0 0 6 0 0 0 0 19 165 39 8 0 774 766 790 86.874

800   –   850 641 0 0 0 0 0 0 0 41 61 51 21 10 826 805 870 69.998

850   –   900 658 0 0 40 25 2 0 0 31 106 11 6 0 879 873 800 50.778

900   –   950 557 0 0 51 10 0 0 26 49 41 100 80 0 913 833 1024 113.438

950   –   1000 764 17 0 0 20 0 0 0 59 23 69 20 0 972 952 870 72.200

1000   –   1050 527 26 0 33 97 0 0 0 31 33 255 20 0 1021 1001 985 75.110

1050   –   1100 739 14 0 27 0 0 0 0 92 86 88 21 0 1067 1046 1072 123.151

1100   –   1150 779 2 0 0 36 0 0 0 44 4 233 29 0 1128 1099 1164 43.253

1150   –   1200 670 32 0 6 0 0 0 0 36 76 335 13 0 1169 1156 990 59.280

1200   –   1250 712 0 44 0 93 0 0 0 21 37 305 14 0 1227 1213 928 35.622

1250   –   1300 596 6 38 3 9 0 0 0 89 55 446 29 0 1271 1242 927 75.399

1300   –   1350 780 100 0 120 142 49 0 0 33 2 53 48 0 1328 1280 1102 22.734

1350   –   1400 664 78 0 137 23 0 0 0 10 220 198 46 0 1377 1331 1205 31.887

1400   –   1450 763 18 0 0 0 0 0 0 22 0 385 136 90 1413 1277 925 21.812

1450   –   1500 793 22 0 0 2 0 0 0 35 120 417 42 47 1479 1437 1250 46.415

1500   –   1600 729 117 26 17 17 4 0 0 23 23 549 28 8 1542 1514 1253 82.516

1600   –   1700 800 185 4 0 99 0 0 0 10 52 434 62 0 1645 1583 1523 38.612

1700   –   1800 485 14 422 4 150 0 0 0 46 19 579 27 0 1746 1719 1298 49.432

1800   –   1900 330 6 74 0 82 27 0 16 96 4 1140 17 61 1854 1837 1411 51.113

1900   –   2000 526 0 81 34 6 0 0 0 25 79 1110 72 5 1937 1865 1533 34.132

2000   –   2100 133 14 123 0 147 0 0 0 21 37 1314 282 0 2071 1789 1479 109.105

2100   –   2200 162 24 134 17 74 0 0 0 11 0 1602 118 0 2142 2024 1339 39.318

2200   –   2300 340 5 198 0 9 0 0 0 33 11 1562 103 0 2261 2158 1269 43.007

2300   –   2400 80 14 0 69 0 0 0 0 27 0 2140 27 0 2356 2329 1154 126.692
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2400   –   2500 19 21 41 0 0 0 0 0 135 1 2193 15 7 2432 2417 1174 65.640

2500   –   2600 0 0 349 0 0 0 0 0 38 0 2113 47 0 2547 2500 1466 69.430

2600   –   2700 52 28 0 0 0 0 0 0 52 5 2473 50 0 2660 2610 1514 64.056

2700   –   2800 137 2 169 94 0 0 0 0 55 1 2215 63 0 2737 2674 1618 63.335

2800   –   2900 30 0 85 0 0 0 0 0 132 0 2567 13 0 2827 2814 1534 80.112

2900   –   3000 75 0 310 0 0 0 0 0 99 0 2343 135 0 2961 2826 1927 54.678

3000   –   3200 27 0 256 0 0 0 0 0 72 13 2608 94 11 3081 2987 1991 53.513

3200   –   3400 0 0 231 6 0 0 0 0 21 8 2887 124 0 3277 3153 2012 54.772

3400   –   3600 45 0 93 0 0 0 0 0 44 42 3064 188 0 3477 3289 1732 66.874

3600   –   3800 0 0 0 0 0 0 0 0 52 0 3620 10 0 3682 3672 1301 12.867

3800   –   4000 339 0 0 0 0 0 0 0 294 132 2505 93 554 3917 3824 2253 13.935

4000   –   4200 100 0 0 0 0 0 0 0 0 0 3280 774 0 4154 3380 2607 9.130

4200   –   4400 0 0 122 0 0 0 0 0 3 0 4075 72 0 4272 4200 2108 46.374

4400   –   4600 0 0 0 0 0 0 0 0 14 0 4412 51 0 4477 4426 2030 53.456

4600   –   4800 0 0 0 0 0 0 614 0 0 0 3919 96 0 4629 4533 3124 6.376

4800   –   5000 0 0 0 0 0 0 0 0 9 0 4889 11 0 4909 4898 2358 30.039

5000   –   5250 
(BBG 2007) 0 0 330 0 0 0 0 0 0 0 4594 145 0 5069 4924 2748 23.708

5250   –   6000 0 61 43 0 0 0 0 0 15 0 5255 110 0 5483 5373 2234 31.532

6000   –   7000 8 0 0 0 66 0 0 0 5 0 6189 304 0 6572 6268 3340 17.349

7000   –   8000 140 211 0 0 0 0 0 0 12 0 6433 878 0 7674 6796 4121 46.796

8000   –   9000 755 0 0 0 0 0 0 0 124 0 7409 32 0 8321 8289 3703 3.550

9000   + 313 0 0 0 0 0 0 0 59 0 12029 3746 0 16147 12401 7708 7.070

Total 318 16 54 14 20 1 1 1 45 51 1218 75 7 1821 1746 1290 3.168.134

 * Ohne Personen mit Anspruch auf eine EU/BU-Rente.
 1. eigene Altersversorgungsansprüche aus GRV, GUV, Kriegsopferversorgung
 2. eigene Altersversorgungsansprüche aus Betriebsrenten (inkl. VBL)
 3. eigene Altersversorgungsansprüche aus Pensionen 
 4. eigene Altersversorgungsansprüche aus Privaten Renten 
 5. abgeleitete Altersversorgungsansprüche aus GRV, GUV, Kriegsopferversorgung
 6. abgeleitete Altersversorgungsansprüche aus Betriebsrenten (inkl. VBL)
 7. abgeleitete Altersversorgungsansprüche aus Pensionen 
 8. abgeleitete Altersversorgungsansprüche aus Privaten Renten 
 9. staatliche Transfers bestehend aus Kindergeld, Leistungen der Pfl egeversicherung, Wohneigentumsförderung, Erziehungsgeld, Bafoeg
 10. Mindestsicherung (Wohngeld, HLU, HBL, Grundsicherung im Alter, ALG II)
 11. individuelle Erwerbseinkommen 
 12. Kapitaleinkünfte (inkl. Vermietung & Verpachtung)
 13. private Transfers (inkl. gesetzliche Unterhaltszahlungen)
 14. Bruttoeinkünfte insgesamt
 15. Bruttoeinkünfte insgesamt exklusive Kapitaleinkünfte
 16. Haushalts-Nettoeinkommen pro erwachsene Person
 17. Hochgerechnete Zahl der Personen

Quelle: SOEP



Friedrich-Ebert-Stiftung
WISO

Diskurs

24

Tabelle 4b: Individuelles Bruttoeinkommen von Ehefrauen im Alter bis zu 65 Jahren*

Brutto-
einkommen 

in Euro/
Monat 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 785 38.789

1<400 3 0 0 0 0 0 0 0 106 22 35 26 1 194 168 1262 2.531.764

400   –   450 2 0 0 0 0 0 0 0 127 54 187 47 5 422 375 1326 305.451

451  –   500 72 0 0 0 0 0 0 0 102 13 265 27 1 479 452 1327 318.820

501  –   550 23 0 0 0 0 0 0 0 148 43 278 38 0 530 492 1300 372.999

551   –   600 54 0 0 0 0 0 0 0 154 26 283 44 15 576 532 1434 181.366

601  –   650 63 1 0 0 0 0 0 0 208 40 260 48 0 620 572 1508 267.637

651  –   700 63 0 0 0 0 0 0 0 191 68 315 30 4 670 640 1538 202.221

701   –   750 116 0 0 0 0 0 0 0 136 45 284 138 0 719 581 1553 179.357

751   –   800 9 0 0 0 0 0 0 0 171 84 444 65 6 779 714 1379 139.126

800   –   850 31 0 0 0 0 0 0 0 187 89 479 41 0 827 786 1474 190.418

850   –   900 20 0 0 0 0 0 0 0 143 49 544 88 29 874 786 1602 117.888

900   –   950 37 0 0 0 0 0 0 0 123 43 604 121 0 927 806 1579 133.965

950   –   1000 69 0 0 0 0 0 0 0 86 9 682 100 28 974 874 1410 106.762

1000   –   1050 30 0 0 0 0 0 0 0 125 70 738 64 0 1026 962 1432 166.137

1050   –   1100 0 0 0 0 0 0 0 0 141 77 810 29 21 1078 1049 1387 138.410

1100   –   1150 148 1 0 8 0 0 0 0 113 30 760 64 1 1125 1061 1291 133.273

1150   –   1200 77 19 0 0 0 0 0 0 140 10 853 73 0 1172 1099 1760 220.794

1200   –   1250 39 10 0 1 0 0 0 0 143 10 945 71 4 1225 1154 1915 156.357

1250   –   1300 11 13 0 1 0 0 0 0 115 9 1041 79 0 1271 1192 1656 165.125

1300   –   1350 0 0 0 0 0 0 0 0 149 126 1009 40 0 1325 1285 1562 152.228

1350   –   1400 5 69 0 0 0 0 0 0 107 59 1074 52 10 1376 1324 1822 107.465

1400   –   1450 0 0 42 0 0 0 0 0 104 12 1228 41 0 1427 1386 1469 157.107

1450   –   1500 16 0 0 0 0 0 0 0 109 10 1320 21 1 1477 1456 1582 169.742

1500   –   1600 15 0 8 0 0 0 0 0 141 19 1296 68 0 1548 1480 1649 217.902

1600   –   1700 2 0 46 0 0 0 0 0 108 16 1443 44 0 1658 1614 1620 242.437

1700   –   1800 46 1 4 0 0 0 0 0 123 6 1492 70 10 1753 1683 1620 206.332

1800   –   1900 7 0 0 1 0 0 0 0 154 16 1624 55 0 1858 1803 1742 198.500

1900   –   2000 28 7 0 0 0 0 0 0 122 13 1719 59 2 1950 1891 1752 182.994

2000   –   2100 17 0 0 0 0 0 0 0 76 64 1804 84 0 2045 1961 2086 188.387

2100   –   2200 0 0 0 0 0 0 0 0 112 4 1940 102 1 2159 2057 1833 221.684

2200   –   2300 0 0 0 0 0 0 0 0 137 1 2051 67 0 2255 2188 2019 105.451

2300   –   2400 0 0 21 0 0 0 0 0 61 4 2155 110 0 2351 2241 1675 145.908
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2400   –   2500 5 0 0 0 0 0 0 0 96 35 2196 118 1 2452 2334 1968 220.857

2500   –   2600 14 11 0 0 0 0 0 0 130 2 2307 78 0 2542 2464 1934 132.127

2600   –   2700 15 0 0 0 0 0 0 0 66 0 2403 162 0 2646 2484 2016 90.884

2700   –   2800 0 0 0 0 0 0 0 0 50 4 2582 119 0 2755 2636 1857 150.682

2800   –   2900 0 0 0 0 0 0 0 0 82 5 2668 99 0 2855 2756 1998 138.329

2900   –   3000 25 0 50 0 0 0 0 0 116 24 2647 92 0 2955 2863 1797 93.363

3000   –   3200 13 0 0 0 0 0 0 0 91 3 2888 78 13 3088 3010 2003 199.898

3200   –   3400 0 0 0 0 0 0 0 0 92 0 3048 175 0 3314 3139 2371 168.066

3400   –   3600 43 0 45 0 0 0 0 0 98 4 3112 194 0 3497 3303 2626 104.470

3600   –   3800 44 60 0 0 0 0 0 0 66 0 3345 171 0 3687 3516 2949 105.362

3800   –   4000 0 0 25 0 0 0 0 0 135 2 3252 485 0 3898 3413 2910 93.039

4000   –   4200 0 0 0 0 0 0 0 0 81 0 3669 326 0 4076 3750 2758 52.483

4200   –   4400 0 0 0 0 0 0 0 0 71 5 3902 299 0 4277 3978 2895 64.330

4400   –   4600 0 0 0 0 0 0 0 0 78 0 4274 101 0 4453 4352 1943 88.805

4600   –   4800 0 0 0 0 0 0 0 0 50 0 4288 369 0 4708 4339 3165 81.785

4800   –   5000 0 0 0 0 0 0 0 0 41 59 4544 248 0 4892 4644 2839 44.729

5000   –   5250 
(BBG 2007) 0 0 0 0 0 0 0 0 123 0 4921 50 0 5094 5044 2795 12.623

5250   –   6000 0 0 0 29 0 0 0 0 57 12 5224 253 7 5583 5330 3249 70.806

6000   –   7000 0 0 0 0 0 0 0 0 111 0 5825 496 0 6432 5936 3524 37.730

7000   –   8000 0 0 0 0 0 0 0 0 77 5 5913 1450 0 7444 5994 5537 30.481

8000   –   9000 0 0 0 0 0 0 0 0 71 0 2789 5664 0 8523 2859 8159 26.755

9000   + 0 0 0 21 0 0 0 0 142 0 10009 2927 0 13098 10171 8786 34.644

Total 21 2 3 0 0 0 0 0 117 27 1159 102 3 1434 1332 1687 10.405.044

 * Ohne Personen mit Anspruch auf eine EU/BU-Rente.
 1. eigene Altersversorgungsansprüche aus GRV, GUV, Kriegsopferversorgung
 2. eigene Altersversorgungsansprüche aus Betriebsrenten (inkl. VBL)
 3. eigene Altersversorgungsansprüche aus Pensionen 
 4. eigene Altersversorgungsansprüche aus Privaten Renten 
 5. abgeleitete Altersversorgungsansprüche aus GRV, GUV, Kriegsopferversorgung
 6. abgeleitete Altersversorgungsansprüche aus Betriebsrenten (inkl. VBL)
 7. abgeleitete Altersversorgungsansprüche aus Pensionen 
 8. abgeleitete Altersversorgungsansprüche aus private Renten 
 9. staatliche Transfers bestehend aus Kindergeld, Leistungen der Pfl egeversicherung, Wohneigentumsförderung, Erziehungsgeld, Bafoeg
 10. Mindestsicherung (Wohngeld, HLU, HBL, Grundsicherung im Alter, ALG II)
 11. individuelle Erwerbseinkommen 
 12. Kapitaleinkünfte (inkl. Vermietung & Verpachtung)
 13. private Transfers (inkl. gesetzliche Unterhaltszahlungen)
 14. Bruttoeinkünfte insgesamt
 15. Bruttoeinkünfte insgesamt exklusive Kapitaleinkünfte
 16. Haushalts-Nettoeinkommen pro erwachsene Person
 17. Hochgerechnete Zahl der Personen

Quelle: SOEP
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Tabelle 4c: Individuelles Bruttoeinkommen des Ehepartners im Alter bis zu 65 Jahren*

Brutto-
einkommen 

in Euro/
Monat 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17

0 466 0 13 0 0 0 0 0 0 0 1759 0 0 2238 2238 785 38.022

1<400 97 19 32 6 0 0 0 0 94 22 3085 26 0 3381 3355 1262 2.582.073

400   –   450 56 24 6 0 0 0 0 0 106 54 2967 47 0 3259 3212 1326 301.124

451  –   500 161 6 0 0 0 0 0 0 99 13 3169 27 0 3476 3449 1327 314.695

501  –   550 102 38 0 0 0 0 0 0 108 43 2714 38 0 3042 3004 1300 315.572

551   –   600 27 0 0 0 0 0 0 0 145 26 3137 44 0 3379 3335 1434 184.603

601  –   650 102 5 12 0 0 0 0 0 164 40 3257 48 0 3627 3579 1508 266.405

651  –   700 74 1 0 0 0 0 0 0 174 68 3004 30 19 3369 3339 1538 192.370

701   –   750 64 8 0 0 0 0 0 0 80 45 3271 138 0 3606 3468 1553 182.403

751   –   800 28 13 0 0 0 0 0 0 153 84 2743 65 0 3086 3021 1379 136.141

800   –   850 22 0 31 0 0 0 0 0 102 89 2809 41 0 3095 3054 1474 189.429

850   –   900 18 1 0 0 0 0 0 0 110 49 3475 88 0 3742 3654 1602 115.926

900   –   950 39 0 0 0 0 0 0 0 120 43 3316 121 0 3638 3517 1579 146.049

950   –   1000 285 98 0 0 0 0 0 0 74 9 2459 100 0 3025 2925 1410 109.028

1000   –   1050 51 14 59 0 0 0 0 0 106 70 2313 64 0 2676 2612 1432 163.209

1050   –   1100 45 33 0 16 0 0 0 0 89 77 2745 29 6 3040 3011 1387 142.842

1100   –   1150 219 40 0 0 0 0 0 0 101 30 1990 64 0 2444 2380 1291 128.476

1150   –   1200 117 31 0 0 0 0 0 0 124 10 3291 73 0 3645 3572 1760 219.810

1200   –   1250 70 0 0 20 0 0 0 0 141 10 4076 71 0 4387 4316 1915 155.006

1250   –   1300 33 15 29 1 0 0 0 0 99 9 3297 79 0 3563 3484 1656 168.827

1300   –   1350 49 33 4 0 0 0 0 0 96 126 2904 40 0 3251 3211 1562 138.498

1350   –   1400 23 73 0 29 0 0 0 0 86 59 3938 52 0 4260 4208 1822 113.292

1400   –   1450 17 0 78 0 0 0 0 0 93 12 2698 41 0 2939 2898 1469 152.997

1450   –   1500 8 0 5 0 0 0 0 0 84 10 3154 21 0 3281 3260 1582 163.253

1500   –   1600 38 0 21 0 0 0 0 0 125 19 3131 68 0 3401 3333 1649 231.393

1600   –   1700 10 1 26 0 0 0 0 0 98 16 3145 44 7 3348 3304 1620 237.881

1700   –   1800 50 0 38 1 0 0 0 0 87 6 3219 70 0 3471 3401 1620 198.606

1800   –   1900 14 0 0 0 0 0 0 0 128 16 3180 55 0 3392 3337 1742 189.488

1900   –   2000 75 12 0 0 0 0 0 0 96 13 3200 59 0 3454 3395 1752 156.952

2000   –   2100 6 0 28 1 0 0 0 0 76 64 4141 84 0 4400 4316 2086 197.331

2100   –   2200 18 0 178 0 0 0 0 0 99 4 2992 102 0 3394 3292 1833 241.422

2200   –   2300 6 0 0 0 0 0 0 0 137 1 3735 67 0 3946 3879 2019 100.927

2300   –   2400 6 0 0 0 0 0 0 0 59 4 3981 110 0 4160 4050 1675 157.215
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2400   –   2500 34 7 0 0 0 0 0 0 78 35 3067 118 0 3338 3220 1968 217.177

2500   –   2600 30 0 27 0 0 0 0 0 76 2 3071 78 0 3284 3206 1934 132.704

2600   –   2700 34 13 49 0 0 0 0 0 66 0 3888 162 0 4212 4050 2016 96.343

2700   –   2800 7 0 152 0 0 0 0 0 56 4 2923 119 0 3262 3143 1857 145.460

2800   –   2900 0 0 0 0 0 0 0 0 79 5 3398 99 0 3581 3482 1998 120.636

2900   –   3000 0 0 51 0 0 0 0 0 75 24 3047 92 0 3289 3197 1797 83.793

3000   –   3200 8 13 155 0 0 0 0 0 86 3 3391 78 6 3740 3662 2003 216.309

3200   –   3400 25 1 17 0 0 0 0 0 79 0 4610 175 7 4914 4739 2371 179.058

3400   –   3600 0 0 0 5 0 0 0 0 98 4 4768 194 0 5070 4876 2626 90.068

3600   –   3800 54 113 0 0 0 0 0 0 66 0 5763 171 0 6168 5997 2949 119.129

3800   –   4000 22 0 176 0 0 0 0 0 135 2 4271 485 0 5091 4606 2910 92.115

4000   –   4200 0 0 90 0 0 0 0 0 81 0 4619 326 0 5117 4791 2758 54.164

4200   –   4400 42 13 0 0 0 0 0 0 71 5 6734 299 0 7165 6866 2895 60.261

4400   –   4600 0 0 0 0 0 0 0 0 69 0 3264 101 0 3434 3333 1943 83.321

4600   –   4800 208 0 0 0 0 0 0 0 50 0 4441 369 0 5068 4699 3165 77.966

4800   –   5000 69 0 0 0 0 0 0 0 39 59 3477 248 0 3892 3644 2839 44.352

5000   –   5250 
(BBG 2007) 0 0 0 0 0 0 0 0 123 0 5164 50 0 5337 5287 2795 13.292

5250   –   6000 83 42 0 33 0 0 0 0 57 12 4882 253 0 5362 5109 3249 96.211

6000   –   7000 113 0 39 83 0 0 0 0 111 0 4271 496 0 5114 4618 3524 35.273

7000   –   8000 25 0 0 0 0 0 0 0 77 5 7400 1450 0 8956 7506 5537 31.070

8000   –   9000 0 0 0 0 0 0 0 0 71 0 4470 5664 0 10204 4540 8159 28.338

9000   + 0 0 0 0 0 0 0 0 142 0 11454 2927 0 14522 11595 8786 33.706

Total 66 14 27 3 0 0 0 0 99 27 3303 102 1 3640 3538 1687 10.382.011

 * Ohne Personen mit Anspruch auf eine EU/BU-Rente.
 1. eigene Altersversorgungsansprüche aus GRV, GUV, Kriegsopferversorgung
 2. eigene Altersversorgungsansprüche aus Betriebsrenten (inkl. VBL)
 3. eigene Altersversorgungsansprüche aus Pensionen 
 4. eigene Altersversorgungsansprüche aus Privaten Renten 
 5. abgeleitete Altersversorgungsansprüche aus GRV, GUV, Kriegsopferversorgung
 6. abgeleitete Altersversorgungsansprüche aus Betriebsrenten (inkl. VBL)
 7. abgeleitete Altersversorgungsansprüche aus Pensionen 
 8. abgeleitete Altersversorgungsansprüche aus Privaten Renten 
 9. staatliche Transfers bestehend aus Kindergeld, Leistungen der Pfl egeversicherung, Wohneigentumsförderung, Erziehungsgeld, Bafoeg
 10. Mindestsicherung (Wohngeld, HLU, HBL, Grundsicherung im Alter, ALG II)
 11. individuelle Erwerbseinkommen 
 12. Kapitaleinkünfte (inkl. Vermietung & Verpachtung)
 13. private Transfers (inkl. gesetzliche Unterhaltszahlungen)
 14. Bruttoeinkünfte insgesamt
 15. Bruttoeinkünfte insgesamt exklusive Kapitaleinkünfte
 16. Haushalts-Nettoeinkommen pro erwachsene Person
 17. Hochgerechnete Zahl der Personen

Quelle: SOEP
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Tabelle 4d: Individuelles Bruttoeinkommen von Unverheirateten im Alter bis zu 65 Jahren*

Brutto-
einkommen 

in Euro/
Monat 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17

0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 642 131.410

1<400 2 0 0 0 1 0 0 0 87 33 51 23 2 199 176 911 5.557.163

400   –   450 17 2 0 0 5 0 1 0 114 75 165 30 11 421 391 969 698.961

451  –   500 16 0 0 0 16 0 0 0 128 93 180 22 20 476 454 922 568.301

501  –   550 53 0 0 0 5 0 0 0 77 85 234 24 46 524 500 789 566.441

551   –   600 19 3 0 0 2 0 1 0 123 167 201 32 26 575 543 744 726.398

601  –   650 37 0 0 0 9 0 2 2 117 152 230 23 51 622 599 772 565.175

651  –   700 24 0 0 0 10 0 6 0 134 164 256 34 44 674 640 902 651.548

701   –   750 57 0 0 1 7 0 4 0 94 170 248 44 100 725 681 857 562.572

751   –   800 79 0 0 0 6 0 2 0 133 115 334 18 86 774 756 855 580.534

800   –   850 93 3 0 0 17 0 0 0 69 150 402 36 52 822 786 896 423.784

850   –   900 88 1 0 0 23 1 0 0 100 152 372 25 110 872 847 927 451.412

900   –   950 85 5 0 7 15 1 0 0 95 195 418 51 51 924 873 1023 422.405

950   –   1000 169 0 0 26 9 0 3 0 106 109 462 47 41 973 926 926 414.946

1000   –   1050 191 3 0 0 30 1 0 0 101 89 521 48 38 1022 974 1148 385.511

1050   –   1100 81 9 0 7 51 5 6 0 96 178 579 35 29 1076 1041 1085 380.369

1100   –   1150 63 5 0 4 18 0 13 0 59 109 809 37 3 1121 1084 1053 360.303

1150   –   1200 55 3 0 0 44 0 0 39 59 107 789 35 47 1177 1142 991 332.321

1200   –   1250 97 5 0 0 27 16 7 2 71 61 855 36 45 1222 1186 1032 395.720

1250   –   1300 151 5 0 0 97 0 0 0 34 69 818 45 55 1273 1228 1063 356.145

1300   –   1350 57 1 0 1 31 6 0 0 83 140 897 50 62 1327 1277 1244 365.118

1350   –   1400 65 4 5 2 31 0 0 0 90 58 1072 29 17 1373 1344 1045 342.358

1400   –   1450 37 6 0 5 30 0 0 2 115 144 1032 23 28 1421 1398 1077 461.327

1450   –   1500 92 6 159 0 36 20 0 0 58 53 981 44 20 1469 1425 1194 452.575

1500   –   1600 14 2 9 5 29 1 28 0 110 71 1184 57 42 1552 1495 1173 746.889

1600   –   1700 81 12 1 17 22 2 14 0 56 62 1289 52 44 1652 1600 1312 515.370

1700   –   1800 76 2 16 0 44 10 0 0 68 197 1287 26 22 1748 1722 1261 669.758

1800   –   1900 40 0 4 0 31 0 0 0 49 72 1597 32 15 1841 1809 1418 691.652

1900   –   2000 22 2 35 0 3 0 4 0 56 43 1670 96 21 1952 1856 1378 523.117

2000   –   2100 86 23 29 8 23 23 0 18 47 37 1664 81 4 2044 1963 1478 566.742

2100   –   2200 11 4 99 0 9 0 0 0 64 33 1841 59 27 2148 2089 1435 517.810

2200   –   2300 91 9 0 2 14 0 34 0 46 32 1931 66 26 2250 2184 1368 519.206

2300   –   2400 25 18 49 0 31 13 14 0 60 52 2024 33 35 2353 2320 1490 523.063
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2400   –   2500 32 18 7 0 7 0 0 0 35 4 2285 61 8 2457 2396 1411 462.331

2500   –   2600 5 0 8 0 3 0 0 0 31 13 2383 100 1 2545 2445 1526 529.050

2600   –   2700 16 0 8 0 1 0 13 0 39 9 2508 42 10 2647 2605 1523 553.057

2700   –   2800 12 10 168 0 31 0 0 0 70 6 2382 46 26 2751 2705 1568 557.671

2800   –   2900 2 1 5 0 16 1 0 0 50 24 2682 56 7 2844 2788 1710 503.616

2900   –   3000 11 2 17 0 5 0 0 0 60 27 2607 140 78 2947 2807 1792 298.519

3000   –   3200 11 2 16 1 10 0 0 0 38 12 2924 65 19 3099 3034 1730 890.620

3200   –   3400 3 2 14 0 3 0 0 0 42 3 3177 51 11 3305 3254 1838 756.790

3400   –   3600 37 3 19 0 11 0 2 0 38 4 3263 109 1 3487 3378 1876 488.308

3600   –   3800 4 0 0 0 53 0 0 24 22 2 3498 78 7 3687 3609 1966 454.782

3800   –   4000 1 0 2 0 0 0 0 0 31 2 3663 202 0 3902 3700 2062 386.528

4000   –   4200 0 0 13 0 2 0 33 8 70 1 3612 94 262 4094 4000 2148 470.065

4200   –   4400 0 0 44 0 0 0 0 0 47 11 4030 129 41 4301 4172 2285 250.987

4400   –   4600 25 0 37 3 0 0 0 51 23 4 4160 182 23 4506 4324 2319 150.241

4600   –   4800 0 0 0 0 0 0 0 0 19 1 4560 125 0 4705 4580 2163 191.837

4800   –   5000 0 14 0 0 3 0 0 0 50 0 4634 206 25 4933 4727 2651 142.535

5000   –   5250 
(BBG 2007) 0 0 0 0 21 0 0 0 37 0 4926 127 1 5113 4986 2749 227.701

5250   –   6000 0 0 0 3 0 0 13 0 36 14 5071 425 19 5581 5156 2515 403.838

6000   –   7000 19 0 28 0 0 0 33 0 51 8 5994 313 2 6448 6135 3088 270.972

7000   –   8000 55 103 3 13 0 5 0 0 112 0 6662 507 0 7459 6952 3708 179.875

8000   –   9000 0 0 0 0 4 0 0 0 36 0 7511 919 0 8470 7551 3826 86.735

9000   + 100 11 0 36 0 0 0 0 43 0 11011 2830 0 14031 11201 7267 202.317

Total 36 4 13 2 14 2 4 2 74 64 1479 81 28 1801 1720 1342 29.884.779

 * Ohne Personen mit Anspruch auf eine EU/BU-Rente.
 1. eigene Altersversorgungsansprüche aus GRV, GUV, Kriegsopferversorgung
 2. eigene Altersversorgungsansprüche aus Betriebsrenten (inkl. VBL)
 3. eigene Altersversorgungsansprüche aus Pensionen 
 4. eigene Altersversorgungsansprüche aus Privaten Renten 
 5. abgeleitete Altersversorgungsansprüche aus GRV, GUV, Kriegsopferversorgung
 6. abgeleitete Altersversorgungsansprüche aus Betriebsrenten (inkl. VBL)
 7. abgeleitete Altersversorgungsansprüche aus Pensionen 
 8. abgeleitete Altersversorgungsansprüche aus Privaten Renten 
 9. staatliche Transfers bestehend aus Kindergeld, Leistungen der Pfl egeversicherung, Wohneigentumsförderung, Erziehungsgeld, Bafoeg
 10. Mindestsicherung (Wohngeld, HLU, HBL, Grundsicherung im Alter, ALG II)
 11. individuelle Erwerbseinkommen 
 12. Kapitaleinkünfte (inkl. Vermietung & Verpachtung)
 13. private Transfers (inkl. gesetzliche Unterhaltszahlungen)
 14. Bruttoeinkünfte insgesamt
 15. Bruttoeinkünfte insgesamt exklusive Kapitaleinkünfte
 16. Haushalts-Nettoeinkommen pro erwachsene Person
 17. Hochgerechnete Zahl der Personen

Quelle: SOEP
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